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Bistumauf demWeg inneueRäume
VON PETER PAPPERT

AACHEN Das Bistum Aachen steht
kurz vor einem tiefgreifenden Um-
bruch. Bis 9. April werden die maß-
geblichen Gremien der Diözese ab-
schließend über Reformvorschläge
beraten und ihre Voten dazu abge-
ben. Im Zentrum der Diskussion
steht der Beschluss des von Bischof
Helmut Dieser eingesetzten Syno-
dalkreises über Zahl und Struktur
der künftigen Pfarreien. Demnach
sollen in den kommenden sechs
Jahren die derzeit noch mehr als
320 selbstständigen Pfarreien des
Bistums zu acht bis 13 Großpfar-
reien zusammengelegt werden, die
sich wiederum aufgliedern in rund
50 sogenannte Pastorale Räume„als
zukünftige territoriale Grundstruk-
tur“ und„fortan geltende Ebene pas-
toralen Handelns“ (wir berichteten).

Bis 1. Januar 2024 sollen die Pas-
toralen Räume gebildet werden.
Schon bis Ende dieses Jahres sind
laut Synodalkreis Fragen der Rechts-
struktur undVermögensverwaltung
zu klären. Die neuen Pfarreien sollen
bis spätestens 1. Januar 2028 errich-
tet sein.

Ist dasdas letzteWort?
Nein. Noch ist der Beschluss des

Synodalkreises laut Bistum nur vor-
läufig. An den kommenden beiden
Samstagen — 26. März und 2. Ap-
ril — tritt die Synodalversammlung
(siehe Infobox) zusammen. Dort
werden Priesterrat, Pastoralrat,
Diözesanrat der Katholiken und
weitere diözesane Räte mit dem Sy-
nodalkreis über dessen Beschluss
diskutieren, Einwände formulieren
und schließlich jeweils ein Votum
abgeben. Abstimmen darf die Syn-
odalversammlung aber nicht.

Unddann?
Am 9. April wird der Synodalkreis

auf seiner wahrscheinlich letzten
Sitzung entscheiden, ob — und ge-
gebenenfalls wie — Einwände auf-
genommen werden, und schließlich
einen endgültigen Beschluss fassen.
Abweichende Voten der Räte muss
der Synodalkreis nicht berücksich-
tigen, sondern lediglich versuchen,
„diese möglichst zu integrieren“.
Letztlich entscheiden kann nur Bi-
schof Dieser, der zugesagt hat, den
Beschluss des Synodalkreises, dem
er jedoch selbst angehört, zu über-
nehmen.

WieistdieSituationunmittelbarvor
denSynodalversammlungen?

In der Priesterschaft und an der
Kirchenbasis in den Gemeinden
gibt es viel Skepsis, ob es tatsäch-
lich noch möglich ist, den Reform-
prozess nachhaltig zu beeinflussen.
Dabei geht es nicht um das Ob, son-
dern nur um dasWie von Reformen.
„Veränderungen sind unvermeid-
lich, aber funktionierende Pfarreien
dürfen nicht zerschlagen werden; so
ist die Stimmung unter Mitgliedern
des Priesterrats“, sagt dessen Spre-
cher Andreas Mauritz.

In seiner Einladung an die Mit-
glieder der Synodalversammlung
schreibt Bischof Dieser: „Auf der
einen Seite werden Sorgen und
massive Bedenken zur Umsetzung
geäußert, auf der anderen Seite sind
die Motivation und derWille zurVer-
änderung ungebrochen.“

Niemand will Streit oder gar lang-
wierige juristische Auseinanderset-
zungen. Die Frage ist, ob Bistums-
spitze undVertreter der Basis auf den
Synodalversammlungen zu einem
konstruktiven Miteinander finden.

Woranentzündet sichdieKritik?
Die vom Synodalkreis beschlos-

senen Zahlen – 8 bis 13 Pfarreien
und 50 Pastorale Räume – werden
als willkürlich abgelehnt. Der vor-
gesehene Zeitplan wird als zu eng
empfunden. Was Pastorale Räume
tatsächlich sind, welche Rechte
und Freiheiten sie haben, lasse der
Synodalkreis völlig offen. Kirchen-
gemeinden und Pfarreien müssten
selbst über Fusionen entscheiden
können, und auf keinen Fall dürften
sie dort, wo ihre pastorale Arbeit und

ihre Gremien funktionieren, auf-
gelöst und ihnen die Finanzhoheit
über das eigeneVermögen entzogen
werden, sagen Kritiker.

In einer deutlichen Stellungnah-
me vom 9. März fordern die Vor-
sitzenden der Katholikenräte Aa-
chen-Stadt und -Land, Düren, Eifel,
Heinsberg und Mönchengladbach,
den Plan von acht bis 13 Großpfar-
reien aufzugeben. Die gewählten
Gremien vor Ort müssten an der
Umgestaltung der Pfarrei-Struktur
beteiligt werden.

WarumwirdderZeitplankritisiert?
Der vom Synodalkreis vorgeschla-

gene Zeitplan für die Einführung
der Pastoralen Räume und Groß-
pfarreien läuft nach Überzeugung
der Katholikenräte „dem Gedanken
von Synodalität und Partizipation“
zuwider. Eine „verantwortungsbe-
wusste und geregelte Beteiligung
der noch bestehenden GdGs“ sei in
diesem Zeitrahmen nicht möglich.
„Es entsteht der Eindruck, dass man
die bestehenden Gemeinden ohne-
hin für nicht lebensfähig und mün-
dig erklärt.“

WasbefürchtendieKatholiken-
räte?

Holger Brantin, der gerade
wieder zumVorsitzenden des
Katholikenrats Aachen-Stadt
gewählt worden ist, sieht in
dem Beschluss des Synodal-
kreises ein „Abwicklungsmo-
dell für die Kirche vor Ort“. Sei-
ne größte Sorge ist,„dass wir
die Menschen verlieren“,
wenn die Strukturreform
gegen massive Wider-
stände in den Pfarreien
durchgedrückt werde.
„Die Bistumsleitung
nimmt die Leute vor Ort
nicht ernst“, sagt Anita

Zucketto-Debour, Brantins Stell-
vertreterin. „Viele Pfarreien denken
doch längst darüber nach, ob und
wie sie mit anderen zusammenge-
hen können.“

Warumwird über die Zahl der Pfar-
reiengestritten?

Brantin und Zucketto-Debour
lehnen es ab, ein vorgegebenes
Zahlenraster über das Bistum zu
legen, statt danach zu schauen, wo
das Gemeindeleben gut funktioniert
und weiter gefördert werden sollte.

Die Aachen-Eilendorfer Basisbe-
wegung„Kirche bleibt hier“, die von
weit mehr als 200 Kirchenvorstän-
den im gesamten Bistum unterstützt
wird, ist nicht grundsätzlich gegen
das Zusammenlegen von Pfarren.
„Sie werden wohl unvermeidlich
sein — vor allem für typisch länd-
liche Gemeinden in den Kreisen
Heinsberg und Düren sowie in der
Eifel“, sagt Dieter Verheyen, einer
der Initiatoren von „Kirche bleibt
hier“. „Bis 2028 sollte man ihnen
aber Zeit lassen, das selbst zu or-
ganisieren. Wenn es bis dahin kei-
ne Lösung gibt, kann das Bistum ja

einschreiten.“
Die„Kirche bleibt hier“-

Initiatoren haben nach
eigener Aussage kein
Interesse an Konfron-
tation, stellen aber
unmissverständlich
fest, dass sich viele

Kirchengemeinden
gegen Zwangsfusionie-

rungen wehren
würden. „Das

würde ein
juristischer

Tsunami,

weil es dann viele Einsprüche der
Basis geben wird.“

Was steckt hinter demStreit umdie
Zahlen?

Verheyen und seine Mitstreiter
kritisieren „die unklaren Formulie-
rungen des Beschlusses“. Es bleibe
bislang völlig unklar, was ein Pas-
toraler Raum sei, über welche Ent-
scheidungsspielräume und wie viel
finanzielle Unabhängigkeit er ver-
fügen werde. Die Initiative nennt
die für die Pastoralen Räume vor-
geschlagene Zahl 50 „eine rein ma-
thematische Größe“ ohne genauen
Blick auf Sozialräume. Das sei„ziem-
licher Unsinn, weil Kommunen dann
zerschnitten werden müssten“.

Brantin hat denVerdacht, dass die
Vorgabe von acht bis 13 Pfarreien
bistumsweit doch nur wieder von
der Fixierung auf den Priester, deren
Zahl weiterhin dramatisch abneh-
men wird, getrieben ist. Dahinter
stehe der Gedanke, nur der Pfarrer
könne eine Pfarrei leiten. Auch die
Katholikenräte lehnen es ab, dass
weiterhin„auf der Ebene der Pfarrei
jegliche Leitungskompetenz beim
Pfarrer liegt“. Nach Überzeugung
der Bistumsspitze bieten hingegen
gerade die Pastoralen Räume die
Möglichkeit, rein klerikale Leitung
zu überwinden.

Wiederum eine andere Intention
vertritt eine Gruppe junger Pries-
ter der Weihejahrgänge der letzten
15 Jahre in einem Brief an Bischof
und Synodalkreis. Sie befürchten
„in großen Räumen nur vereinzelte
Kontakte zu Gläubigen haben“ zu
können, sehen „acht bis 13 Pfar-
reien im Bistum Aachen mit Sor-
ge“, bestehen aber auf den Hand-

lungskompetenzen des Pfarrers,
erwarten, dass „die Leitungsaufga-
be des Priesters auch in zukünftigen
Leitungsmodellen gewahrt bleibt“,
und lehnen Bezeichnungen wie
„Leitungsteam“, die „eine kollegia-
le Leitung der Pfarrei zum Ausdruck
bringen könnten“, ab.

Was sollen die Pastoralen Räume
sein?

Niemand kann bislang verbind-
lich erklären, wie die Kompetenzen
zwischen Pastoralem Raum und Kir-
chengemeinde künftig verteilt sein
sollen. Brantin befürchtet, dass die
Pastoralen Räume nicht mehr sind
als„ein Feigenblatt, eine Übergangs-
lösung und es letztlich bei acht Groß-
pfarreien bleibt. Und darüber wollen
wir Klarheit.“ Die Katholikenräte for-
dern von der Bistumsleitung detail-
lierte Auskünfte: „Erläutern Sie, wie
der Pastorale Raum rechtssicher mit
Personal und Finanzen ausgestattet
werden soll und welche genauen
Leitungsformen hier möglich sind
im Sinne des Kirchenrechts.“
Unter den Priestern des Bistums
gibt es manche Zweifel und Skep-
sis wegen zahlreicher ungeklärter
Fragen zu Pastoralen Räumen oder
der künftigen Pfarrei-, Räte- und Fi-
nanzstruktur. So sei es letztlich kaum
möglich, ein Votum über einen Be-
schluss abzugeben, der vieles im
Unklaren lasse.

Warum bleibt vieles bislang so un-
klar?
Der Synodalkreis trifft seine Ent-
scheidungen nicht in demokra-
tischen Abstimmungen, sondern
fasst gemäß der sogenannten Kon-
sent-Methode einen verbindlichen
Beschluss erst dann, wenn alle Mit-
glieder keinen schwerwiegenden
Einwand mehr dagegen haben. Um
auf jeden Fall einen Konsens zu fin-
den, wird sehr allgemein und theo-
retisch formuliert.

WeranderBasisbestimmtinZukunft
überdie Finanzen?
Das ist eine der heikelsten Fragen.
Als Anfang Februar im ursprüngli-
chen Beschluss des Synodalkreises
„eine einheitliche und verbindliche
Struktur für die Vermögensverwal-
tung vorgegeben“ wurde, kritisierte
die„Kirche bleibt hier“-Initiative das
als„eine Kriegserklärung an alle Kir-
chenvorstände“ und sprach von ge-
planter Enteignung. In der aktuellen
Fassung des Beschlusses ist nur noch
von einer „einheitlichen und ver-
bindlichenVerwaltungsstruktur“ die
Rede. Das ist nach Einschätzung von
Verheyen ein Schritt in die richtige
Richtung. Er bleibe aber vorsichtig;
vieles sei nach wie vor unklar.

Wie viele es sein sollen, wer dort zu sagen hat, und was aus den Pfarreien wird, darum geht es am Samstag.

Wer hat in den Pfarrkirchen die Schlüssel in der Hand? Das BistumAachen steht vor grundsätzlichen Fragen. SYMBOLFOTO: ADOBE.STOCK.COM

GdG: Im Bistum Aachen gibt es
71 sogenannte Gemeinschaften
der Gemeinden (GdG). In 43 GdGs
bündeln rechtlich selbstständige
Pfarreien ihre pastoralen Aktivi-
täten. In 28 GdGs sind die vor-
mals selbstständigen Pfarreien
vollständig zu einer neuen Pfarrei
fusioniert.

KGV:Während sich die GdG um
die Pastoral (Seelsorge, Liturgie,
Diakonie) kümmert, ist der Kir-
chengemeindeverband (KGV) für
Verwaltung und Personal der nicht
vollfusionierten GdGs zuständig,

während die 28 anderen als eine
Pfarrei auch eine Kirchengemeinde
sind. Kirchengemeinde ist im NRW-
Staatsrecht der Begriff für Pfarrei.
Der Kirchengemeinde beziehungs-
weise ihrem Kirchenvorstand
obliegen die vermögensrechtlichen
Entscheidungen.

Synodalkreis: Er ist von Helmut
Dieser eingesetzt worden, um über
notwendige Reformen im Bistum
Aachen zu beschließen. Mitglieder
sind Bischof, Generalvikar, Öko-
nom des Bistums, Abgesandte des
diözesanen Priester-, Pastoral-,

Caritas- und Kirchensteuerrat,
des Diözesanrats der Katholiken
sowie Vertreter aus Verbänden,
der Gemeindereferenten und von
den Regionalteams — insgesamt 17
Personen.

Synodalversammlung: Ihr ge-
hören an sämtliche Mitglieder der
genannten diözesanen Räte, des Sy-
nodalkreises, der Lenkungsgruppe
des Reformprozesses sowie einige
andere Personen. Sie ist allerdings
nur ein Beratungs- und Diskussions-
forum und kann keinerlei Beschlüs-
se fassen. (pep)

DieBasis unddie Spitze desReformprozesses

WERWOFÜR ZUSTÄNDIG IST

AACHEN/HERZOGENRATH In der
Grenzregion zwischen Deutschland
und den Niederlanden leben Fami-
lien teils auf beiden Seiten der Gren-
ze. Stirbt einer der Angehörigen auf
der anderen Seite der Grenze, kom-
men im Fall einer Erbschaft viele
Fragen auf.Wer erbt überhaupt?Wie
viel Erbschaftsteuer wird fällig? Die
Grenzinfopunkte laden am 5. und
7. April, jeweils 15.30 Uhr, zu kosten-
losen Web-Seminaren zum Thema
grenzüberschreitende Erbschaft ein.
Referent ist der Notar Branko Reum-
kens, der sich sowohl im deutschen
als auch im niederländischen Recht
auskennt. Der erste Termin am
5. April findet in deutscher Sprache
statt und richtet sich an Deutsche,
die in die Niederlande gezogen
sind. Das zweite Web-Seminar ist
auf Niederländisch. Zielgruppe
sind Niederländer, die in Deutsch-
land wohnen. Nach den Vorträgen
können allgemeine Fragen gestellt
werden. Interessierte können sich
bis zum Vortag der Veranstaltung
per E-Mail an gip@mediamixx.
eu anmelden. Weitere Infos unter:
www.grenzinfopunkt.eu. (red)

KURZNOTIERT

Erbschaft:Web-Seminar
zur Grenzproblematik

KÖLN Nach einer mehrwöchigen
Unterbrechung ist am Mittwoch vor
dem Kölner Landgericht der Prozess
gegen den Reemtsma-Entführer
Thomas Drach (Foto: dpa) fortgesetzt
worden – allerdings zunächst nur für
wenige Minuten. Ein als Komplize
Mitangeklagter klagte am Morgen
über schwere Schulterschmerzen.
Sein Verteidiger sagte, der Mann sei
nicht verhandlungsfähig. Die Rich-
ter zogen sich zurück, um über das
weitere Vorgehen zu beraten. In den
zurückliegendenWochen waren be-
reits sechs Verhandlungstage wegen
Corona-Erkrankungen von„notwen-
digen Verfahrensbeteiligten“ ausge-
fallen. (dpa)

Drach-Prozess nach
Start erneut vertagt

DÜSSELDORF/JERUSALEMNordrhein-
Westfalens Ministerpräsident Hen-
drikWüst (CDU) hat während seiner
Israel-Reise ein positives Corona-
Testergebnis erst mit etwa dreistün-
digerVerspätung bemerkt und in der
Zwischenzeit noch offizielle Termi-
ne absolviert. Zwei weitere PCR-
Tests seien allerdings zuvor negativ
gewesen und von den israelischen
Behörden auch anerkannt worden,
sagte ein Sprecher der Staatskanzlei
am Mittwoch. (dpa)

Corona:Wüst bemerkt
Ergebnismit Verspätung

AMSTERDAM Am Mittwoch wurden
die letzten verbliebenen Corona-
Maßnahmen in den Niederlanden
aufgehoben. Auch Quarantäne bei ei-
ner Infektion und die Maskenpflicht
sind nun lediglich Empfehlungen.
Im Eiltempo haben die Niederlande
sämtliche staatlichen Maßnahmen
zur Eindämmung des Coronavirus
abgeschafft. Während das König-
reich Anfang Januar noch in einem
strengen Lockdown steckte, fielen
danach in kürzester Zeit sämtliche
Maßnahmen. Im Maßnahmenplan
der Regierung von Ministerpräsident
Mark Rutte (VVD) war vorgesehen,
die Lage regelmäßig zu bewerten und
bei geeigneter Situation in den Kran-
kenhäusern die Lockerungsschritte
zu durchlaufen. Trotz einer Sieben-
Tage-Inzidenz von 1800 Infektionen
pro 100.000 Einwohner – also nahezu
auf dem selben Niveau wie Deutsch-
land (1734,2) – wurden mit Verweis
auf eine stabile Lage im Gesund-
heitswesen die letzten Maßnahmen
am Mittwoch aufgehoben. (cheb)

Niederlande beenden alle
Corona-Maßnahmen

In Sorge umdie Kirchenbasis: Anita
Zucketto-Debour vomKatholikenrat
Aachen-Stadt. FOTO: HEIKE LACHMANN


